
Der Hindernislauf zum Frauenstimmrecht 
Text A
In der Bundesverfassung von 1874 heisst es in Artikel 4:

Alle Schweizer sind vor dem Gesetz gleich. Es gibt in der Schweiz keine Untertanenverhältnisse, kein Vorrecht des Ortes, der Geburt, der Familien oder der Personen.

Die von den Aufklärern geforderten Menschenrechte waren zwar in unserer Verfassung verankert, man fand es jedoch weiterhin als selbstverständlich, dass die Frauen von den politischen Rechten ausgeschlossen waren. Diese Ungerechtigkeit störte sogar einige Männer, denn der „Schweizerische Verband für Frauenstimmrecht“ wurde 1909 in Genf von Frauen und Männern gegründet. In einer Grundsatzerklärung finden wir folgende Sätze:

Als Person ist die Frau der Rechtsordnung unterworfen.

Die Frau wird entweder Sklave sein oder frei und autonom, und zwar im gleichen Masse wie der Mann.

In der Demokratie soll jede Persönlichkeit das Recht haben, ihren Rechtszustand zu gestalten, das heisst, direkt oder durch Vertreter das Gesetz zu beeinflussen.

Auch die Frau muss daher dieses Recht besitzen. Alles andere ist Sklaverei.

Zum ersten Mal verlangte drei Jahre später eine Partei, die Sozialdemokraten, das Frauenstimmrecht. Zu den Forderungen des Generalstreikes gehörte ebenfalls die Gleichstellung der Frau in der Politik.

Am 4.Dezember 1918 forderte der Nationalrat Hermann Greulich in einer Motion im Nationalrat das Frauenstimmrecht. In seiner Begründung schrieb Greulich:

Das Vorrecht der Männer stammt aus der Barbarei. Wo der Krieg zwischen Stamm und Stamm noch ein ständiger war, bildete die Wehrhaftigkeit die Grundlage des Rechts zur Teilnahme an der Volksgemeinde. Der heutige Weltkrieg mit Massenmord und Vernichtung wie nie zuvor weckt mehr und mehr im öffentlichen Gewissen die Überzeugung, dass er die letzte Äusserung der Barbarei sein müsse. Alle Staatsmänner, auch in den kriegführenden Ländern, erklären, dass der Friedensschluss die künftigen Kriege unmöglich machen müsse. Ein Bund der Staaten müsse entstehen, der es ermögliche, die Konflikte zwischen den Staaten ebenso zu schlichten und zu richten, wie innerhalb derselben die Streitigkeiten zwischen den einzelnen Menschen geschlichtet und gerichtet werden. Dieses Ziel wird der Weltkrieg erreichen. Aber mit dem Krieg und dem Militarismus muss auch das ganze Barbarenrecht einer höheren Kultur weichen. Damit wird die Rechtsverleihung an die Frau zur zwingenden Notwendigkeit. Die Frau als Schöpferin und Bewahrerin des Menschenlebens der Zukunft wird der stärkste Hort des Friedens sein.

( Auftrag 1 - Motion

( Auftrag 2 – Motion „Greulich“

Zusatz - Text „Mahatma Gandhi“

Der indische Politiker Mahatma Gandhi forderte schon 1936 die Frauen dazu auf, ihre eigene – typisch weibliche – Rolle zu übernehmen:

Wenn die menschliche Gesellschaft nicht durch irrsinnige Kriege von Nationen gegen Nationen und durch noch irrsinnigere Kriege gegen ihre moralischen Fundamente vernichtet werden soll, dann werden die Frauen ihre Rolle spielen müssen, zwar nicht nach Art der Männer, wie das etliche Frauen versuchen, sondern nach Art der Frauen. Sie können die Menschheit nicht bessern, wenn sie den Männern darin nacheifern, tüchtig bei der sinnlosen Vernichtung von Leben zu sein. Mögen sie ihr Privileg wahrnehmen, den abgeirrten Mann aus seiner Verirrung herauszuholen, bevor er seinerseits die Frau in seinen Untergang hineinreisst.

( Auftrag „Gandhi“

Der Bundesrat hätte sich nun mit dieser Motion (von Nationalrat Greulich) befassen müssen. Es geschah aber nichts. Erst 1945, also 26 Jahre später, kam die Frage Frauenstimmrecht im eidgenössischen Parlament wieder zur Sprache.

Aber auch diesmal zeigte der Bundesrat keine Eile. Der Vorsteher des Justiz- und Polizeidepartements, Bundesrat Eduard von Steiger, zur Zeit dieser Verhandlungen Bundespräsident, erklärte, die Einführung des Frauenstimmrechts im gegebenen Augenblick sei vom Standpunkt des Staates nicht unbedingt abzulehnen. Dies sei aber nicht die vordringlichste aller Aufgaben. Die öffentliche Diskussion konnte aber niemand aufhalten. Am 1.Februar 1959 stimmten die Schweizer Männer über die Einführung des Frauenstimmrechts ab – und lehnten es mit 654 939 Nein gegen 323 727 Ja ab. Die Ursache dieses negativen Entscheides lag nicht zuletzt in der Kampagne, in der die Gegner behaupteten, die Frauen wünschten die politische Rechte selber nicht. Die Frauen gaben den Kampf nicht auf. Im Februar 1969 gaben sie mit dem „Marsch nach Bern“ ihrer Enttäuschung Ausdruck. Slogans auf Transparenten lauteten so:


( Der Geist weht, wo er will, in Helvetien steht er still.


( Auch wir zahlen Steuern.


( Pantoffelhelden rächen sich an der Urne.

Nach langem Seilziehen im Parlament stimmten die Schweizer am 7.Februar 1971 erneut ab. Diesmal wurde das Frauenstimmrecht mit 621 109 Ja gegen 323 882 Nein angenommen.

Damit war zwar der Kampf auf eidgenössischer Ebene gewonnen. In einigen Kantonen mussten die Frauen noch lange auf die politische Gleichberechtigung warten.

Trotz Verfassungsartikel 1981 über die Gleichstellung von Mann und Frau, brauchte es einen Bundesgerichtsentscheid, damit Appenzell Innerrhoden als letzter Kanton 1990 das Stimm- und Wahlrecht für Frauen einführte.
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Auftrag:
1) Was ist eine Motion?

Eine Motion ist in der Schweiz eine bestimmte Art von Parlamentarischem Vorstoss auf eidgenössischer, kantonaler oder kommunaler Ebene.

Mit einer Motion verlangt ein Parlamentsmitglied von der Regierung, dass diese ein Gesetz oder einen Bundesbeschluss ausarbeitet oder eine bestimmte Massnahme ergreift. Dieser Auftrag ist zwingend, wenn ihm das Parlament zustimmt.

2) Was versprach sich Nationalrat Greulich vom Frauenstimmrecht? Was hältst du vom Frauenstimmrecht?

Greulich war der Ansicht, dass nur Männer zur Barbarei des Krieges fähig seien. Wenn Frauen in der Politik mitbestimmen könnten, würde folglich in Zukunft die Kriegsgefahr gebannt.

3) Vergleiche die Forderungen von Mahatma Gandhi (( siehe Text) mit der Motion von Greulich.

Nach Gandhi läuft die Frau in ihrer politischen Arbeit Gefahr, dem Manne nachzueifern. Es sei aber die Aufgabe der Frau, in der Politik ihre typisch weibliche Rolle wahrzunehmen, um „den abgeirrten Mann aus seiner Verirrung herauszuholen, bevor er seinerseits die Frau in seinen Untergang hineinreisst“ (Gandhi). 

Zusatz:

Motion
aus Wikipedia, der freien Enzyklopädie

Eine Motion ist in der Schweiz eine bestimmte Art von Parlamentarischem Vorstoss auf eidgenössischer, kantonaler oder kommunaler Ebene.

Mit einer Motion verlangt ein Parlamentsmitglied von der Regierung, dass diese ein Gesetz oder einen Bundesbeschluss ausarbeitet oder eine bestimmte Massnahme ergreift. Dieser Auftrag ist zwingend, wenn ihm das Parlament zustimmt.

Motionen sind nur für Bereiche zulässig, in denen es ausdrücklich ein Mitwirkungsrecht des Parlaments gibt. Hat in einem Bereich die Regierung die abschliessende Kompetenz, können dazu keine Motionen (sehr wohl aber Postulate) eingereicht werden. Diese inhaltliche Beschränkung der zulässigen Gegenstände einer Motion folgt aus der Gewaltenteilung.

Eine Motion kann vom Parlament in die abgeschwächte Form eines Postulats umgewandelt werden; allerdings nur mit dem Einverständnis des Motionärs respektive der Motionärin. Mit dieser Umwandlung (faktisch eine Abschwächung) können zum Beispiel Motionen "gerettet" werden, die in der verbindlicheren Form keine politische Mehrheit im fraglichen Parlament finden würden. Ferner ist die Umwandlung ein Rettungsanker für Motionen, deren Gegenstand in die alleinige Kompetenz der Regierung fällt (siehe vorderer Absatz). Möglich ist sogar die "punktweise" Umwandlung (siehe nächster Abschnitt).

Im Unterschied zu anderen Typen parlamentarischer Vorstösse kann eine Motion nach der Einreichung nicht mehr verändert werden, und zwar weder durch die Motionärin oder den Motionär noch durch das beschliessende Parlament. Möglich ist allerdings (neben der Umwandlung in ein Postulat oder natürlich dem Rückzug), eine Motion "punktweise" zu beraten und z. B. nur einzelne Punkte an die Regierung zu überweisen und andere abzulehnen; dabei ist es aber Sache des Motionärs, vor der Einreichung seinen Vorstoss überhaupt in einzelne "Punkte" aufzugliedern. Sogar die "punktweise" Umwandlung in ein Postulat ist zulässig!

Neben den einzelnen Parlamentsmitgliedern sind auch die Fraktionen in einem Parlament und die ständigen parlamentarischen Kommissionen zur Einreichung von Motionen befugt. In manchen Kantonen und Gemeinden können darüber hinaus sogar Stimmberechtigte Motionen im Parlament einreichen; dieses spezielle Instrument heisst Volksmotion und wird wie jede andere Motion behandelt. Je nach Kanton oder Gemeinde ist dafür eine Mindestzahl von Unterschriften von Stimmberechtigten nötig; jedoch kennen längst nicht alle Kantone und Gemeinden dieses Instrument.

Die Rolle der Frau - Lösung
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